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Hinweis 
 
 
Dieses Werk darf nur von den Mitgliedern der vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. zum internen 
Gebrauch sowie zur Unterstützung der jeweiligen Verbandsmitglieder im entsprechend geschlossenen Kreis unter 
Angabe der Quelle vervielfältigt, verbreitet und zugänglich gemacht werden. Eine darüber hinausgehende Nutzung 
– insbesondere die Weitergabe an Nichtmitglieder oder das Einstellen im öffentlichen Bereich der Homepage – 
stellt einen Verstoß gegen urheberrechtliche Vorschriften dar. 
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Vorwort 

Tarifbindung durch attraktive Tarifverträge stärken  

Tarifautonomie bezeichnet die verfassungsrechtlich geschützte Befugnis der Arbeitgeber 
beziehungsweise Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, die Arbeits- und Wirtschafts-
bedingungen eigenverantwortlich durch Tarifverträge zu regeln. Sie ist eng mit der in  
Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes gewährleisteten Koalitionsfreiheit verbunden. Der 
Staat setzt den rechtlichen Rahmen, darf die freie Betätigung der Sozialpartner jedoch 
nicht aushöhlen oder die Tarifautonomie durch staatliche Vorgaben ersetzen. 
 
Tarifautonomie schafft Raum für passgenaue Lösungen und ermöglicht es den Sozial- 
partnern, die unterschiedlichen wirtschaftlichen und branchenspezifischen Umstände zu 
berücksichtigen. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag zu wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Stabilität, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung in Bayern und Deutsch-
land. 
 
Die Tarifautonomie steht zusehends unter Druck. Die Zahl der politischen und gesetz- 
geberischen Initiativen, mit denen die Reichweite von Tarifverträgen durch staatliche  
Vorgaben erhöht werden soll, nimmt zu. Dazu gehören etwa der gesetzliche Mindestlohn 
und das seit dem 01. Mai 2026 geltende Bundestariftreuegesetz. Dieses knüpft die 
Vergabe bestimmter öffentlicher Aufträge und Konzessionen des Bundes an die Einhaltung 
festgelegter tariflicher Arbeitsbedingungen. Wir lehnen gesetzliche Eingriffe zur Erhöhung 
der Tarifbindung ab, denn das schwächt die Tarifautonomie. Staatliche Unterstützung 
sollte auf verbesserte Rahmenbedingungen und weniger Bürokratie setzen – nicht auf 
Zwang. 

Bertram Brossardt 
September 2026 
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Position auf einen Blick 

Wahrung der Tarifautonomie ist wesentlich für die Wettbewerbsfähigkeit 

Die im Grundgesetz verankerte Tarifautonomie ist Grundlage und wichtiger Bestandteil 
unserer Wirtschaftsordnung und ein hohes Gut. Sie fördert die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Stabilität, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung in Bayern. Tarifautonomie 
und eine funktionierende Sozialpartnerschaft sind somit wesentliche Faktoren für den 
Wohlstand in Bayern. 
 
Eine hohe Tarifbindung gelingt durch wettbewerbsfähige Tarifverträge, die die Hetero- 
genität der Branchen und Regionen abbilden. Ein Flächentarifvertrag muss attraktiv sein, 
um Akzeptanz zu erzielen. Die grundgesetzlich geschützte Koalitionsfreiheit umfasst auch 
die negative Koalitionsfreiheit. Es muss auch künftig die Möglichkeit geben, sich bestehen-
den Koalitionen nicht anzuschließen, bestehende Tarifverträge nicht anzuwenden oder  
einen Tarifträgerverband zu verlassen.  
 
Mit dem Nationalen Aktionsplan zur Förderung von Tarifverhandlungen (NAP) vom  
22. Juli 2026 hat das Bundeskabinett mehrere konkrete Maßnahmen beschlossen, die  
auf die Erhöhung der Tarifbindung in Deutschland abzielen. Grundlage des NAP ist Art. 4  
Abs. 2 der EU-Mindestlohn-Richtlinie, der durch die Entscheidung des EuGH vom  
11. November 2025 bestätigt worden ist. Dieser verpflichtet Mitgliedstaaten, in denen die 
Tarifabdeckung unter 80 Prozent liegt, einen Rahmen und darüber hinaus einen nationalen 
Aktionsplan vorzulegen, um Tarifverhandlungen zu fördern. Der NAP sieht verschiedene 
staatliche Maßnahmen vor, die zu Teilen stark in die Tarifautonomie eingreifen.  

Folgende staatliche Eingriffe zur Steigerung der Tarifbindung sind gänzlich ungeeignet:  

Bundestariftreuegesetz 
Das am 01. Mai 2026 in Kraft getretene Bundestariftreugesetz bedeutet einen Eingriff in 
die Tarifautonomie. Unternehmen werden durch die Bundestariftreuregelung gezwungen, 
die vom Staat festgelegten tariflichen Entgelte zu zahlen und Arbeitsbedingungen zu erfül-
len, um öffentliche Aufträge des Bundes zu erhalten. Sie müssen unter Umständen fremde 
Tarifbedingungen anwenden, wenn sie einen öffentlichen Auftrag erhalten wollen. Damit 
entstehen keine echten Anreize für eine Tarifbindung, weder für Arbeitgeber noch für Ar-
beitnehmer. 
 
Ausweitung der Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen 
Die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen ist kein Wettbewerbsinstrument. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts kann das für die Allgemeinverbind-
licherklärung erforderliche öffentliche Interesse nicht mit Konkurrenzerwägungen im Ver-
hältnis der Arbeitgeber zueinander begründet werden. Das primäre Ziel besteht darin,  
Arbeitnehmer vor unangemessenen Arbeitsbedingungen zu schützen. Eine Ausweitung  
des Anwendungsbereichs verkennt den Sinn und Zweck der Allgemeinverbindlicherklä-
rung. 
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Einschränkung von OT-Mitgliedschaften 
Die Einschränkung von OT-Mitgliedschaften ist verfassungswidrig. OT-Mitgliedschaften 
sind nicht die Ursache für eine abnehmende Tarifbindung. 
 
Gesetzliche Benachteiligung von Unternehmen ohne Tarifbindung 
Es ist ein Irrweg, zur vermeintlichen Stärkung der Tarifbindung Unternehmen ohne Tarif-
vertrag zu benachteiligen. Der Gesetzgeber, der Öffnungsklauseln schafft, muss die Mög-
lichkeit vorsehen, dass auch Unternehmen ohne Tarifvertrag den gesetzlichen Spielraum 
nutzen können. 
 
Digitaler Betriebs-Zugang für Gewerkschaften 
Ein digitales Zugangsrecht darf nicht weiter gehen als die analogen Zugangsrechte der Ge-
werkschaften. 
 
Steuerfreibeträge für Gewerkschaftsmitgliedsbeiträge 
Seit dem 01. Januar 2026 können Beitragszahlungen an Gewerkschaften als Werbungs-
kosten zusätzlich zum Arbeitnehmer-Pauschbetrag im Rahmen der Einkommensteuer- 
erklärung abgesetzt werden. Wir lehnen Besserstellungen von Gewerkschaftsmitgliedern 
durch steuerliche Anreize ab. Hierin liegt zulasten der Allgemeinheit ein Verstoß gegen das 
Neutralitätsgebot des Staates. Danach ist der Staat verpflichtet sich grundsätzlich aus den 
autonomen Verhandlungen der Tarifvertragsparteien herauszuhalten und keine Seite zu 
begünstigen. 
 
Steuerbegünstigung für tarifliche Leistungen 
Der Staat hat sich neutral zu verhalten. Eine weitere Prämierung der Mitgliedschaft in ei-
ner Gewerkschaft durch den Staat muss unterbleiben. 
 
Gesetzliche Regelungen für Differenzierungsklauseln (Gewerkschaftsbonus) 
Bonusregelungen für Gewerkschaftsmitglieder lehnen wir als Mittel der Tarifpolitik ab. 
Eine gesetzliche Regelung zur Ermöglichung von sogenannten Spannensicherungsklauseln 
ist ein Eingriff in die negative Koalitionsfreiheit aus Artikel 9 Abs. 3 GG, der Freiheit des 
Einzelnen gerade keiner Gewerkschaft beizutreten. 

Folgende staatliche Maßnahmen zur Steigerung der Tarifbindung fordern wir:  

Erforderlich sind Maßnahmen, die den Unternehmen einen Beitritt in einen Tarifverband 
attraktiver machen. Hierzu können zählen: 
 
Angemessenheitsvermutung von Tarifverträgen im Entgelttransparenzgesetz  
Bei der Umsetzung der Entgelttransparenzrichtlinie (EU) 2023/970 der Europäischen Union 
in nationales Recht hat der Gesetzgeber die Stellung von Tarifverträgen zu beachten. Es 
muss eine Angemessenheitsvermutung gelten, dass Entgelte auf Basis von Tarifverträgen 
nach objektiven Kriterien und geschlechtsunabhängig festgelegt werden. Dies muss so-
wohl für tarifgebundene als auch tarifanwendende Betriebe gelten.  
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Normierung des Arbeitskampfrechts 
Wir befürworten eine Kodifizierung des Arbeitskampfrechts auf Bundesebene für alle 
Branchen. Eine obligatorische Schlichtung lehnen wir allerdings entschieden ab. Denkbar 
ist dies allenfalls in der Daseinsvorsorge.  
 
Gesetzliche Begrenzung der Nachbindung 
Erforderlich ist die gesetzliche Einschränkung einer quasi dauerhaften Nachbindung. Diese 
„Ewigkeitsgeltung“ gem. § 3 Abs. 3 Tarifvertragsgesetz schreckt Unternehmen davon ab, 
einem tarifvertragschließenden Arbeitgeberverband beizutreten.  



 Position September 2026 

Tarifautonomie wahren – Tarifbindung stärken 
 
Tarifautonomie wahren 

4 

 

 

1 Tarifautonomie wahren 

Tarifautonomie ist ein hohes Gut. 

Die im Grundgesetz verankerte Tarifautonomie ist Grundlage und wichtiger Bestandteil 
unserer sozialen Marktwirtschaft und damit ein hohes Gut.  
 
Unter Tarifautonomie versteht man das Recht der Tarifvertragsparteien (Arbeitgeber,  
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften), selbstständig, selbstverantwortlich und  
damit frei von staatlichen Eingriffen die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen durch den  
Abschluss von Tarifverträgen zu regeln. Die verfassungsrechtliche Gewährleistung der  
Tarifautonomie ergibt sich aus Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG). Artikel 9 Absatz 3 Satz 1  
und 2 GG lauten: 
 
„Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereini-
gungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses 
Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen 
sind rechtswidrig.“ 

1.1 Standortfördernde Tarifpolitik mit Weitblick  

Tarifverträge haben zwei zentrale Ziele:  
 
– Sie erleichtern Arbeitgebern das Wirtschaften durch kollektive und einheitliche bran-

chenbezogene Regelungen. 
– Sie stellen sicher, dass Beschäftigte am Produktivitätsfortschritt teilhaben und die Ar-

beitsbedingungen zeitgemäß und branchenspezifisch gestaltet werden. 
 
Tarifverträge und Tarifanwendungen müssen die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
fördern. Benötigt werden maßvolle Tarifabschlüsse, die das Preis-Leistungs-Verhältnis 
deutscher Produkte auf den Weltmärkten nicht verschlechtern, sondern stärken. Tariffor-
derungen, die von reinem Aktionismus getragen sind und die bestehende wirtschaftliche 
Lage nicht angemessen berücksichtigen, müssen unterbleiben. Tarifabschlüsse dürfen 
keine Belastungen verstärken oder sogar erst schaffen, die bei nachlassender Konjunktur 
die Wettbewerbsfähigkeit am Standort gefährden. 
 
Eine moderne Tarifpolitik erlaubt es Unternehmen und Arbeitnehmern, flexibel auf die 
Notwendigkeiten und Besonderheiten der einzelnen Betriebe zu reagieren. Die Tarifpolitik 
muss folglich dauerhaft auf die betriebliche Situation ausgerichtet sein. Wir brauchen eine 
standortfördernde Tarifpolitik mit Weitblick, welche die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
eines jeden Betriebes individuell berücksichtigt und differenziert agiert. Nur so können wir 
die Wertschöpfung und Arbeit in unserem Land halten. 
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1.2 80 Prozent Tarifbindung ist willkürlich 

Ausgangspunkt ist die Richtlinie (EU) 2022/2041 über angemessene Mindestlöhne in  
der Europäischen Union (EU-Mindestlohn-Richtlinie). Zur Umsetzung der EU-Mindestlohn-
Richtlinie müssen alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union einen Nationalen Aktions-
plan zur Förderung von Tarifverhandlungen vorlegen, wenn die tarifvertragliche Ab- 
deckung unterhalb einer Schwelle von 80 Prozent liegt. Am 22. Juli 2026 hat das Bundes-
kabinett den Nationalen Aktionsplan zur Förderung von Tarifverhandlungen (NAP) be-
schlossen. Dieser Aktionsplan enthält mehrere konkrete Maßnahmen, die vermeintlich  
auf die Steigerung der tarifvertraglichen Abdeckung in Deutschland abzielen.  
 
Dabei ist schon der in der EU-Mindestlohnrichtlinie genannte Wert von 80 Prozent Ta-
rifbindung willkürlich. Vorrangig müsste eine Definition des Begriffs „Tarifbindung“ erfol-
gen. Die direkte Geltung von Tarifverträgen ist stark von der Branche geprägt. Die Daten 
der vergangenen Jahre zeigen, dass für gut die Hälfte der Beschäftigten in Bayern eine di-
rekte Tarifbindung besteht. Ein weiteres Viertel der Beschäftigten hat Arbeitsbedingungen, 
die sich an den Regelungen des Flächentarifvertrags orientieren. Somit erreichen wir na-
hezu 80 Prozent Tarifbindung.  
 
Im Übrigen besteht kein Automatismus, dass die Beschäftigten außerhalb eines Flächen-
tarifvertrags schlechte Arbeitsbedingungen haben. Flächentarifvertragliche Regelungen als 
Leitbedingungen einer Branche strahlen auch hier aus. Zudem haben wir gesetzliche Min-
deststandards auf einem Niveau, das in Europa oftmals beispiellos ist. 
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2 Ungeeignete Maßnahmen zur Erhöhung der 
Tarifbindung 

Kein Eingriff in die negative Koalitionsfreiheit 

Viele der aktuell diskutierten und bereits umgesetzten Maßnahmen zur Erhöhung der Ta-
rifbindung verfolgen den einseitigen Ansatz einer Stärkung der Gewerkschaften und deren 
Rechte. Dies ist verfehlt und lehnen wir ab. 

2.1 Bundestariftreugesetz mit ausufernder Bürokratie 

Mit dem am 01. Mai 2026 in Kraft getretene Bundestariftreuegesetz will die Bundesregie-
rung die Tarifbindung erhöhen. Die Akzeptanz der Tarifbindung steigt jedoch nicht durch 
gesetzlichen Zwang. Zudem dürfen Tariftreuevorgaben das Vergabeverfahren nicht ver-
komplizieren, bürokratisieren und verteuern. 
 
Insbesondere kleine und mittelständige Unternehmen haben das Nachsehen. Aussagen, 
dass Bundesaufträge nicht länger an „Billigheimer zum Lohndumping“ gehen dürfen, sind 
schlicht falsch. Unternehmen werden bereits durch das Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen zur Gesetzestreue bei der Auftragsausführung verpflichtet. Die Arbeitsbe-
dingungen im Wettbewerb um Aufträge basieren auf deutschen Gesetzen.  
 
Das sogenannte Tariftreueversprechen bedeutet einen verfassungsrechtlich fragwürdigen 
Tarifzwang. Dabei garantieren das Mindestlohngesetz, das Arbeitnehmerüberlassungs- 
gesetz und das Arbeitnehmer-Entsendegesetz bereits angemessene Mindestentgelte für 
Beschäftigte. Auch nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union 
(EuGH) widersprechen konstitutive Tariftreuehürden als wettbewerbsfeindliche und pro-
tektionistische Maßnahmen der Nationalstaaten der Dienstleistungsfreiheit im Recht der 
Europäischen Union. Die an einem Vergabeverfahren beteiligten Unternehmen werden 
durch die Bundestariftreuregelung gezwungen, die vom Staat festgelegten tariflichen  
Entgelte zu zahlen und weiteren Arbeitsbedingungen zu erfüllen. Sie müssen unter Um-
ständen fremde Tarifverträge anwenden, wenn sie einen öffentlichen Auftrag erhalten 
wollen. Auf der Grundlage des Gesetzes werden bestehende Tarifverträge verdrängt und 
Tarifverträge entwertet. Damit werden die Anreize für eine Tarifbindung noch gesenkt. 
Kein Unternehmen wird deswegen in einen Tarifvertrag, kein Arbeitnehmer in eine Ge-
werkschaft eintreten. 
 
Bereits länger bestehende Tariftreueregelungen auf Landesebene zeigen, dass diese  
keinen wesentlichen Einfluss auf die Tarifbindung haben. Eine Untersuchung des Instituts  
der der deutschen Wirtschaft (IW) zeigt, dass die Tarifbindung der Betriebe in Nordrhein-
Westfalen (NRW) trotz Regelungen zur Tariftreue seit 2014 von 36,6 auf 25 Prozent 
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gesunken ist. In Berlin lag die Tarifbindung im Jahr 2014 bei 16 Prozent und ist 2024 auf 
um zwei Prozentpunkte gesunken.  
 
Durch Tariftreuevorgaben entstehen vor allem bürokratische Hürden und Kosten für  
Unternehmen und die öffentliche Auftragsseite. Der Nachweis-, Prüfungs- und Kontroll-
aufwand nimmt unverhältnismäßig zu. Das wirkt sich negativ auf die Zahl und die Vielfalt 
bei den Bietern aus und geht vor allem zu Lasten kleiner und mittlerer Unternehmen. Die 
Haushaltsausgaben werden steigen und an anderer Stelle Mittel für dringende Investitio-
nen fehlen. 

2.2 Weitere Erleichterungen für Allgemeinverbindlicherklärungen 

Die vbw lehnt dies klar ab und fordert, die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträ-
gen restriktiv zu handhaben, um die Tarifautonomie nicht zu beschädigen. Mit über 88.000 
geltenden Tarifverträgen haben die verschiedenen Tarifvertragsparteien in Deutschland 
über alle Branchen hinweg ein differenziertes System von Arbeitsbeziehungen geschaffen. 
 
Die aktuelle Tendenz, eine vermeintliche Stärkung der Tarifbindung durch gesetzlichen 
Zwang oder Begünstigung zu fördern, stellt einen nicht gerechtfertigten Eingriff in die  
negative Koalitionsfreiheit und die Tarifautonomie dar. Tarifautonomie funktioniert nur 
dann, wenn staatliche Eingriffe unterbleiben. Eine Allgemeinverbindlicherklärung muss die 
Ausnahme bleiben. Der Staat darf sich nicht als „dritte Tarifvertragspartei“ betätigen.  
 
Die Allgemeinverbindlicherklärung ist kein Wettbewerbsinstrument. Nach der Recht- 
sprechung des Bundesarbeitsgerichts kann das erforderliche öffentliche Interesse nicht mit 
Konkurrenzerwägungen im Verhältnis der Arbeitgeber zueinander begründet werden. Das 
primäre Ziel besteht darin, Arbeitnehmer vor unangemessenen Arbeitsbedingungen zu 
schützen. Eine Ausweitung des Anwendungsbereichs verkennt den Sinn und Zweck der 
Allgemeinverbindlicherklärung. 
 
Die paritätische Besetzung der Tarifausschüsse mit Sozialpartnern sowie die Zustimmung 
durch einen Mehrheitsbeschluss sind für die Verfassungskonformität der Allgemeinver-
bindlicherklärung von Tarifverträgen notwendig. Die Aufhebung des Mehrheitsprinzips 
macht den Tarifausschuss schlicht überflüssig. 

2.3 Einschränkung von OT-Mitgliedschaften 

Die Einschränkung von OT-Mitgliedschaften ist verfassungswidrig. Die vbw setzt sich für 
Arbeitgeberverbände mit und ohne Tarifverträge gleichermaßen ein. Betriebe und Arbeit-
nehmer entscheiden selbst, ob sie in den Geltungsbereich von Tarifverträgen fallen oder 
nicht. Eine Einschränkung von OT-Mitgliedschaften stellt einen nicht gerechtfertigten Ein-
griff in die negative Koalitionsfreiheit dar. Es ist höchstrichterlich geklärt, dass Arbeitgeber-
verbänden die Möglichkeit des Angebots von OT-Mitgliedschaften zusteht. Dies ist eine 
Frage der Satzung.  
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OT-Mitgliedschaften sind nicht die Ursache für abnehmende Tarifbindung. OT-Mitglied-
schaften haben als „strategisches Ventil“ ihre Berechtigung, was sich auch in den Mit- 
gliederzahlen widerspiegelt. Wer die Möglichkeit des Austritts aus einem Tarifverband  
erschwert, senkt zwangsläufig die Attraktivität eines Beitritts. Starre Austrittsregelungen 
schrecken Unternehmen von einer Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden ab und bewir-
ken damit das Gegenteil von Tarifbindung. 

2.4 Gesetzliche Benachteiligung von Unternehmen ohne Tarifbindung 

Öffnungsklauseln müssen für tarifgebundene und nicht tarifgebundene Unternehmen 
gleichermaßen zur Verfügung stehen. Alles andere stellt einen Eingriff in die negative 
Koalitionsfreiheit dar. Der Gesetzgeber kann tarifdispositives Recht schaffen. Er muss dann 
aber die Möglichkeit vorsehen, dass auch Unternehmen ohne Tarifvertrag die Öffnungs-
klauseln anwenden können. 

2.5 Digitaler Betriebs-Zugang für Gewerkschaften 

Der Nationale Aktionsplan zur Förderung von Tarifverhandlungen der Bundesregierung 
kündigt eine gesetzliche Regelung des Zugangs zur Mitgliederwerbung und Information 
einschließlich eines digitalen Zugangs an.  Auch ein digitales Zugangsrecht der Gewerk-
schaften wird die Tarifbindung nicht erhöhen.  
 
Wichtig ist die Einschränkung, dass ein digitales Zugangsrecht nicht weiter gehen darf als 
die analogen Zugangsrechte der Gewerkschaften. Weiter muss sichergestellt werden, dass 
Arbeitgeber nicht verpflichtet werden, eine technische Infrastruktur hierfür neu anzuschaf-
fen und hierdurch mittelbar gezwungen werden, die Kosten für gewerkschaftliche Betäti-
gung zu tragen. Zudem muss der Datenschutz gewahrt und Streikaufrufe über den digita-
len Zugang untersagt werden.  

2.6 Steuerfreibeträge für Gewerkschaftsmitgliedsbeiträge 

Die mit dem Steueränderungsgesetz 2025 vom 23. Dezember 2025 eingeführte steuer- 
lichen Absetzbarkeit des Mitgliedsbeitrages außerhalb des Werbungskostenpauschbetrags 
ist abzulehnen. Der Staat hat sich neutral zu verhalten. 
 
Die Kombination aus steuerlichen Anreizen und vereinzelt tariflich vereinbarten Mitglie-
dervorteilsregelungen können in Summe zu einem zusätzlichen, positiven Einkommen von 
Beschäftigten führen. Eine Prämierung der Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft durch 
Staat und Unternehmen muss unterbleiben. 
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2.7 Steuerbegünstigung für tarifliche Leistungen 

Wir lehnen Modelle ab, bei denen eine Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft durch steuer-
liche Anreize gefördert werden soll. Hierin liegt zulasten der Allgemeinheit ein klarer Ver-
stoß gegen das Neutralitätsgebot des Staates. 

2.8 Gesetzliche Regelungen für Gewerkschaftsboni 

Die vbw sieht in Bonusregelungen für Gewerkschaftsmitglieder einen tarifpolitischen Irr-
weg. Sie erzeugen einen mittelbaren Organisationszwang für Arbeitnehmer, der Gewerk-
schaft beizutreten. Damit verletzen sie die im Grundgesetz garantierte negative Koalitions-
freiheit, nämlich die Freiheit des Einzelnen, gerade keiner Gewerkschaft beizutreten. Dies 
gilt insbesondere für eine gesetzliche Regelung zur Ermöglichung von sogenannten Span-
nensicherungsklauseln. 

 
Die Forderung nach Extraleistungen nur für Gewerkschaftsmitglieder verringert die Akzep-
tanz von Tarifverträgen, weil dann de facto unterschiedliche Bedingungen im Betrieb gel-
ten. Sie spalten die Belegschaft und sind unsolidarisch. Die Ordnungsfunktion eines Tarif-
vertrages geht verloren. Dies führt zu einer Schwächung der Tarifbindung. Die Akzeptanz 
von Tarifverträgen wird langfristig geschwächt. Eine Abnahme der Tarifbindung durch Aus-
tritte aus dem Tarifverband wird die Folge sein. Der Organisationsgrad in den Betrieben ist 
höchst unterschiedlich. Ein Gewerkschaftsbonus belastet die Betriebe folglich ebenfalls 
höchst unterschiedlich. 
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3 Geeignete Maßnahmen zur Erhöhung der 
Tarifbindung 

Tarifautonomie stärken 

Erforderlich sind Maßnahmen, die den Unternehmen einen Beitritt in einen Tarifverband 
attraktiver machen. Hierzu können zählen: 

3.1 Angemessenheitsvermutung von Tarifverträgen im Entgelttranspa-
renzgesetz  

Die EU-Entgelttransparenzrichtlinie EU 2023/970 soll die Entgeltgleichheit zwischen Män-
nern und Frauen fördern und geschlechtsspezifische Entgeltunterschiede beseitigen. Die 
Richtlinie verpflichtet Unternehmen, transparent über ihre Gehaltsstrukturen zu informie-
ren und gibt Arbeitnehmern erweiterte Auskunftsrechte.  

 
Bundesfamilienministerin Karin Prien (CSU) sagte in einem Interview, dass der Fahrplan  
für die Umsetzung aufgrund der wirtschaftlichen Lage „maßvoll nach hinten“ verschoben 
werde. Berichtspflicht und Auskunftsanspruch sollen demnach erstmals zum Juni 2028  
fällig werden, das Inkrafttreten des novellierten Entgelttransparenzgesetzes sei für 2027 
geplant. 
 
Zur Umsetzung der Richtlinie, die formal die Mindestanforderungen für die nationale Um-
setzung vorgibt, ist im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD folgender Passus verein-
bart: 
  
Wir wollen gleichen Lohn für gleiche Arbeit für Frauen und Männer bis 2030 verwirklichen. 
Dazu werden wir die EU-Transparenzrichtlinie bürokratiearm in nationales Recht umsetzen. 
Wir werden eine Kommission einsetzen, die bis Ende 2025 dazu Vorschläge macht. Ein ent-
sprechendes Gesetzgebungsverfahren soll dann unverzüglich eingeleitet werden.  

 
Es muss eine Angemessenheitsvermutung gelten, dass Entgelte auf Basis von Tarifverträ-
gen nach objektiven Kriterien und geschlechtsunabhängig festgelegt werden. Dies muss 
sowohl für tarifgebundene als auch tarifanwendende Betriebe gelten.  
 
Es ist falsch und inkonsequent, wenn nach der EU-Mindestlohnrichtlinie 2022/2041 von 
den Mitgliedsstaaten eine Tarifbindung von 80 Prozent gefordert wird, gleichzeitig aber 
keine Erleichterung bei der Vergütung auf Basis von Tarifverträgen erfolgt. 
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3.2 Normierung des Arbeitskampfrechts 

Wir befürworten eine Kodifizierung des Arbeitskampfrechts auf Bundesebene für alle 
Branchen. Eine obligatorische Schlichtung lehnen wir allerdings entschieden ab. Denkbar 
ist dies allenfalls in der Daseinsvorsorge.  
 
Die Streikkultur hat sich geändert. Warnstreiks mit einer Dauer von bis zu 24 Stunden sind 
zu einem verhandlungsbegleitenden Druckmittel mit hohen wirtschaftlichen Schäden für 
die Unternehmen geworden. Dies stellt eine massive Verschärfung im Vergleich zu klassi-
schen Warnstreiks dar und steht im Widerspruch zum Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
sowie Arbeitskampfparität. 
 
Dennoch fehlt es an einer konkreten gesetzlichen Regelung des Arbeitskampfrechts. Die 
rechtlichen Schranken und Rahmenbedingungen müssen in langwierigen Verfahren durch 
Einzelfallentscheidungen der Gerichte definiert werden. Unser rechtsstaatliches Demokra-
tie- und Gewaltenteilungsprinzip fordert eine gesetzliche Regelung des Arbeitskampf-
rechts, um einen sachgerechten Interessenausgleich zu gewährleisten. Mit fortschreiten-
der Digitalisierung der Arbeitswelt und damit einhergehenden neuen Herausforderungen 
im Arbeitskampf ist eine gesetzliche Regelung zunehmend unabdingbar. Bisher normiert 
nahezu ausschließlich die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts Voraussetzungen,  
Inhalt und Umfang eines zulässigen Arbeitskampfes. Diese uneinheitliche Rechtsprechung 
hat dazu geführt, dass mangels bestehender gesetzlicher Spielregeln das Kräftegleichge-
wicht (Arbeitskampfmittelparität) einseitig zu Lasten der Unternehmen verschoben ist. 
 
Es gilt mehr denn je, die tarifliche Friedenspflicht vor jeder Beeinträchtigung zu schützen, 
archaische Arbeitskämpfe zu vermeiden und Arbeitsplätze in Deutschland nicht zu gefähr-
den. Deshalb treten wir für ein kodifiziertes Arbeitskampfrecht ein. Die im Arbeitskampf 
geltenden Spielregeln müssen gesetzlich normiert werden.  
 
Die vbw fordert als Eckpunkte einer gesetzlichen Regelung des Arbeitskampfes daher  
Folgendes: 
 
– Explizite gesetzliche Vorgaben zum Verhältnismäßigkeitsprinzip 
– Obligatorische Schlichtungsversuche in der Daseinsfürsorge und kritischen Infrastruktur 
– Pflicht zur Urabstimmung vor jeder Arbeitskampfmaßnahme 
– Pflicht zur rechtzeitigen Ankündigung von Arbeitskampfmaßnahmen 
– Gesetzliche Sanktionierung von Exzessen 
– Konkretisierung des § 612a BGB im Hinblick auf die Streikbruchprämien 
– Verbot des Arbeitskampfes in Betrieben der Daseinsfürsorge 
– Gesetzliche Regelung von Notdiensten 
– Verbot des Streiks für Haus- und firmenbezogene Verbandstarifverträge 
– Klare Vorgaben von Warnstreiks 
– Verbot von Unterstützungsstreiks 
– Ausweitung der mittelbaren Drittwirkung auf fremde Branchen 
– Gesetzliche Abschaffung der Mitbestimmungsrechte während des Streiks 
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3.3 Gesetzliche Begrenzung der Nachbindung 

Erforderlich ist die gesetzliche Einschränkung einer quasi dauerhaften Nachbindung. Diese 
„Ewigkeitsgeltung“ gem. § 3 Abs. 3 Tarifvertragsgesetz schreckt Unternehmen davon ab, 
einem tarifvertragschließenden Arbeitgeberverband beizutreten. 
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